
Konkrete Normenkontrolle 

Schriften (Art. 24 Abs. 2, 25 Abs. 2 und 27 Abs. 1 StGHG) keine eigens 
dafür rechtlich festgelegte Voraussetzungen und Kriterien, die als Mass­
stab für eine allfällige prozessuale Entscheidung dienen könnten. 

Auf der gleichen Linie, dem Gericht nicht einen allzu hohen Begrün­
dungsaufwand abzuverlangen, liegt auch, wenn es der Staatsgerichtshof 
für ausreichend hält, dass die Verfassungswidrigkeit einer Vorschrift in 
der Prüfungsvorlage des Gerichts lediglich "vermutet" werden muss. In 
diesem Zusammenhang fällt auf, dass die Spruchpraxis des Staatsge­
richtshofes in bezug auf den Nachweis der Gründe für die Verfassungs­
widrigkeit von einer gewissen Unsicherheit geprägt ist. Sie variiert in der 
Strenge der Anforderungen nämlich zwischen "begründeten" Beden­
ken, soweit es um die amtswegige Prüfung geht, und "vermuteter" Ver­
fassungswidrigkeit einer Norm, wenn es sich um eine Prüfungsvorlage 
eines Gerichtes handelt.308 Dabei bringt er in beiden Fällen die gleichen 
Vorschriften des Staatsgerichtshofgesetzes zur Anwendung. 

Es bestünde für den Staatsgerichtshof unter Umständen auch die 
Möglichkeit, vom antragstellenden Gericht eine Nachbesserung der 
Vorlage einzufordern, wie er dies früher auch schon praktiziert hat.309 

Nach Art. 41 Abs. 3 des noch nicht sanktionierten Staatsgerichtshof-
Gesetzes310 sind Eingaben, die den gesetzlichen Erfordernissen nicht 
entsprechen, vom Staatsgerichtshof dem Antragsteller zur Verbesserung 
binnen einer bestimmten Frist zurückzustellen, sofern die Mängel vor­
aussichtlich zu beheben sind. 

308 Vgl. die in den Anm. 299 aufgeführte Judikatur des Staatsgerichtshofes. Nach Herbert 
Haller, Die Prüfung von Gesetzen, S. 193/Anm. 132, sind unter "Bedenken" oder 
"Gründe" nicht abstrakte topoi zu verstehen, sondern die Darlegung des Grundes der 
allfälligen Verfassungswidrigkeit im einzelnen. Vgl. dazu § 62 Abs. 1 VfGG i. d. F. 
BGBL 1976/311. 

309 Vgl. zur Rechtslage: Art. 96 Abs. 2 LVG/§§ 84 und 85 ZPO i.V.m. Art. 17 und 36 
Abs. 1 StGHG und zur Praxis die Verfügung des Staatsgerichtshofes vom 16. Oktober 
1979 zu StGH 1979/5 (nicht veröffentlicht), in der die Verwaltungsbeschwerdeinstanz 
aufgefordert wird, ihr Ersuchen um Uberprüfung der Gesetzmässigkeit von Art. 1 
Bst. a der Verordnung vom 23. September 1975 über die Zuteilung von Geschäften an 
die Regierungskanzlei mit dem Antrag zu ergänzen, dass diese Verordnungsbestim­
mung als gesetzwidrig aufzuheben, und er mit den Gründen für die vermutete Gesetz­
widrigkeit binnen der unerstreckbaren Frist von 14.Tagen zu versehen sei. 

310 Zur vergleichbaren österreichischen Regelung siehe Walter/Mayer, Grundriss des 
österreichischen Bundesverfassungsrechts, S. 397/Rdnr. 1069. 
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